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Preußiſche Geſetzſaammlung 


Nr. 26. —— 


a — — 
Inhalt: Eiſenbahnanleihegeſetz, S. 141. — Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel 
zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 

find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, S. 147. 


(Nr. 11059.) Eiſenbahnanleihegeſetz. Vom 25. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
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Die Staatsregierung wird ermächtigt, behufs Erweiterung, Vervollſtändi⸗ 
gung und beſſerer Ausrüſtung des Staatseiſenbahnnetzes ſowie behufs Beteiligung 
des Staates an dem Baue von Kleinbahnen und an den Baukoſten einer Reichs⸗ 
eiſenbahnlinie von Bettsdorf über Waldwieſe nach Merzig die folgenden Beträge 
zu verwenden: 


I. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und zu der dadurch bedingten 
Vergrößerung des Fuhrparkes, und zwar: 
a. zum Baue einer Haupteiſenbahn 
von Witten Weſt nach einem geeigneten Punkte der Bahnſtrecke Schwelm 


Barmen⸗Rittershauſen, Grunderwerb... 1705 000 Mark 
b. zum Baue von Nebeneiſenbahnen: 
1. von Marggrabowa nach Czymochenn .. 2 483 000 
2. von Pruſt⸗Bagnitz nach Tuche n.. 3 240 000 
3. von (Gneſen) Pyszezyn nach Revier (Schokken) . . .. 4260 000 
4. von Kontopp nach Schwie bs k 6 360 000 
5, von Tantow nach Gartz a. Oder! 710 000 
6. von Fürſtenwerder nach Strasburg i. Uckermark... 2 286 000 
7. von Arendſee nach Geeſtgottberg (Wittenberge) .... 2 372 000 
8. von Merſeburg nach Zöſche nnn. 1705000. 
zu übertragen .... 25121000 Mark 
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Übertrag .... 25 121000 Mark 


9. von Bock⸗Wallendorf nach Neuhaus a. Rennweg⸗ i 
Igelshieb mit Abzweigung von Ernſtthal nach Lauſcha 5800000 - 


10. von Heiligenſtadt nach Schwebda (Eſchwege .. 6411000 - 

11. von Clausthal⸗Zellerfeld nach Altenau. 2 290 000 

12. von Sankt Wendel nach Tholteer zn 4679000 - 

13. von Irrel nach Iggen. 6136000 - 

e. zur Beſchaffung von Fahrzeugen.... 5824000 - 
zufammen .... 56 261 000 Mark, 


zur Herſtellung des zweiten oder dritten und vierten 
Gleiſes auf den Strecken: 


1. Neurode Glatt zz 3 094 000 Mark 

2. Kohlfurt-Niesky und Müda- 
ses 5 040 000 

3. Malente⸗Gremsmühlen-Eutin. 396 000 

4. Wegeleben Thall 2 030 000 

5. Weimar —Göſchwitt z 2430000 - 

6. Coburg Güterbahnhof Creidlitz 223000 - 

7. Löhne-Minden, einſchließlich Um⸗ 


geſtaltung des Bahnhofs Oeyn⸗ 
hauſen Nord 12122000 - 
8. Emden Abzweigung nach dem 
Außenhafen bei Emden (Dft- 
frieſiſche Küſtenbahn) und Ver⸗ 
legung dieſer Bahn von der Weſt⸗ 
auf die Oſtſeite der Stadt Emden 2 900 000. 
9. Börnig-Kaſtro z 440 000 - 
10. Bochum Nord-Präfident und 
Präfident-Niemfe.......... 2950000 - 
11. Eſſen Weſt-Eſſen Hauptbahnhof 3 900 000 - 
12. Höchſt a. M.-Niedernhaufen.. 3 300 000. 
13. Trier -Karthauns 2 507 000 


—zufammen . 41 332 000 


III. zu nachſtehenden Bauausführungen: 
1. für die Erweiterung des Ober⸗ 

ſchleſiſchen Schmalſpurnetzes . 1435 000 Mark, 
2. für die Fertigſtellung des Aus⸗ 

baues der Nebenbahn Allenftein- 

Kobbelbude zur Hauptbahn. .. 1 080 000 


zu übertragen .... 2 515 000 Mark 97 593 000 Mark 


ö 
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Übertrag... 2515 000 Mark 97 593 000 Mark 


3. für die Fertigſtellung des Baues 
der Verbindungsbahn von Danzig 
nach dem Hon 240 000 
4. für die Herſtellung einer Ver⸗ 
bindungsbahn bei Halle a. S. 1170 000 
5. zur Deckung der Mehrkosten für 
bereits genehmigte Bauaus⸗ 
führungen, und zwar: 
a) der Eiſenbahn von Finnen⸗ 
trop nach Meſchede (Wen⸗ 
nemen) mit Abzweigung 
nach Fredeburg 5711000 - 
p) der Eiſenbahn von Kammin 
i. Pomm. nach Treptow 
a. Rega 100000 =» 
e) der Eiſenbahn von (Brügge) 
Oberbrügge nach Wipper⸗ 
fürth und Radevormwald 300 000 
d) der Eiſenbahn von Overath 


nach Kalk 3120000 >» 
e) der Eiſenbahn von Iſerlohn 

nach Schwerte 700000 = 
) der Eiſenbahn von Weſter⸗ 

burg nach Montabaur... 450 000 » 
g) der Eiſenbahn von Sonne⸗ 

berg nach Eisfeld... 700 000 „ 
h) der Eiſenbahn von Menden 

nach Neuenrade 1770000 = 
i) der Eiſenbahn von Erdorf 

nach Bitburg. 300 000 = 


) des zweiten Gleiſes auf der 

Strecke Eiſenach-Salzungen 225 000 
J) der zweigleiſigen Verbin⸗ 

dung zwiſchen den Eiſen⸗ 

bahnlinien Cöln- Bonn und 

Cöln (Kalk) Troisdorf mit 

Überbrückung des Rheins 3 557 000 
m) der Eiſenbahn⸗Dampf⸗ 

fährenverbindung zwiſchen 

Saßnitz und Trelleborg. 1391 000 

zuſammen . 22249000 > ; 


zu übertragen .. . 119 842 000 Mark 
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i Übertrag... 119 842 000 Mark 

IV. zur Beſchaffung von Fahrzeugen für die beſtehenden 
Staatsbahnen 7500000 -; 
V. zur weiteren Förderung des Baues von Kleinbahnen 5000000 =; 


VI. zur Gewährung eines unverzinslichen, nicht rück⸗ 
zahlbaren Zuſchuſſes an das Reich zu den Baukoſten 
einer Eiſenbahn von Bettsdorf über Waldwieſe nach 
Merzig bis nun 141 000 


insgeſamt . . .. 199 983 000 Mark. 
Über die Verwendung des Fonds zu V wird dem Landtag alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 
Mit der Ausführung der unter Ib aufgeführten Eiſenbahnen iſt erſt 
dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen erfüllt ſind: 


A. Der geſamte zum Baue der Eiſenbahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs⸗ 
verfahren feſtzuſtellenden Entwürfe erforderliche Grund und Boden iſt der Staats⸗ 
regierung in dem Umfang, in welchem er nach den landesgeſetzlichen Be— 
ſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — der 
dauernd erforderliche zum Eigentume, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung 
für die Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen oder die Erſtattung der ſämtlichen 
ſtaatsſeitig für feine Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder Ent— 
eignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 
Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, in rechtsgültiger Form zu über⸗ 
nehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unent⸗ 
geltliche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen er- 
forderlichen Grund und Bodens, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer 
im öffentlichen Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigentums auf 
Grund landesgeſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 

Zu den Grunderwerbskoſten für die unter 10 und 13 benannten Eiſen⸗ 
bahnen ſoll ſtaatsſeitig ein Zuſchuß gewährt werden, und zwar: 

a) bei Nr. 10 (Heiligenſtadt-Schwebdal Eſchwege) von . 251000 Mark 

Peel eh ons 7000000 

Von der Forderung der unentgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens 
(it. A Abſ. 1 und 2) iſt, ſoweit die vorbezeichneten Eiſenbahnlinien auf preußiſchem 
Gebiet auszuführen ſind, Abſtand zu nehmen, wenn von den Beteiligten in den 
mit ihnen wegen Ausführung der Linien abzuſchließenden Verträgen die Leiſtung 
einer unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Pauſchſumme in der nachſtehend für die 
einzelnen Bahnen angegebenen Höhe übernommen wird, und zwar: 

bei Nr. 1 (Marggrabowa-Czymochen) von 180 000 Mark 
= 2 (Bruft-Bagnig-Tucdel) von 581 000 
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bei Nr. 3 ([Gneſen] Pyszezyn-Revier [Schokken]) 


PFF! 680 000 Mark 
4 (Kontopp-Schwiebus) voernnn 1049 000 
5 (Tantow-Gartz a. Oder) vorn 400000 - 


6 (Fürſtenwerder - Strasburg i. Uckermark) 


vooe nn 474000 
7 Arendſee — Geeſtgottberg Wittenberge!) 

Un 8 410000 = 

8 Merfeburg-Zöihen) von ..........- 150000 - 

10 (Heiligenftadt-Schwehda [Eſchwege) von 380000 > 
11 (Clausthal-ZellerfeldAltenau) von.. 110000 - 
12 (Sankt Wendel-Tholey) von 937000 „ 
13 (Irrel Igel) von . 2... 0.2. 0e 0... 290000 - 


Bei Bemeſſung der Pauſchſummen zu Nr. 10 (Heiligenſtadt-Schwebda 
[Eſchwegeſ) und zu Nr. 13 (Irrel-Igel) find die unter A Abſ. 3 
genannten Staatszuſchüſſe bereits berückſichtigt. 

Für den Fall, daß als Beteiligte im Sinne des vorhergehenden Abſatzes (4) 
ausſchließlich Gemeindeverbände in Betracht kommen, iſt die Bedingung der un⸗ 
entgeltlichen Hergabe des Grund und Bodens (lit. A Abſ. 1 und 2) bereits dann 
als erfüllt anzuſehen, wenn jeder der Gemeindeverbände ſich verpflichtet, entweder 
den innerhalb ſeines Bezirkes erforderlichen Grund und Boden nach Maßgabe 
der Beſtimmungen in Abſ. 1 und 2 unentgeltlich bereitzuſtellen oder aber nach 
Maßgabe des Abſ. 4 diejenige Summe zu zahlen, die der Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten nach Abſchluß der ausführlichen Vorarbeiten als auf den einzelnen 
Gemeindeverband entfallenden Teilbetrag der Pauſchſumme feſtſetzen wird. 


B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit dies 
die Aufſichtsbehörde für zuläffig erachtet, von den daran beteiligten Intereſſenten 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und 
Betriebs der Eiſenbahnen zu geſtatten. 


C. Für die unter Nr. 9 benannte, in außerpreußiſchem Staatsgebiete be⸗ 
legene Eiſenbahn von Bock⸗Wallendorf nach Neuhaus a. Rennweg⸗Igelshieb 
mit Abzweigung von Ernſtthal nach Lauſcha muß außerdem von der Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningiſchen Regierung die Verpflichtung zur Leiſtung eines unver⸗ 
zinslichen, nicht rückzahlbaren Baukoſtenzuſchuſſes von 500 000 Mark übernommen 
werden. 

82. 


Zu den Koſten der im § 1 unter II Nr. 7 und 10 vorgeſehenen Bauten 

find von Beteiligten folgende un verzinsliche, nicht rückzahlbare Barzuſchüſſe zu leiften: 

a) bei II Nr. 7 (drittes und viertes Gleis Löhne Minden, einſchließlich 
Umgeſtaltung des Bahnhofs Deynhauſen Nord)) in Höhe von 

f 10 000 Mark 

p) bei II Nr. 10 (zweites Gleis Bochum Nord- Präſident und zweites 

und drittes Gleis Präſident-Riemke) in Höhe von... 89 500 Mark. 
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§ 3. | 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die im 
§ 1 unter Nr. I und II vorgeſehenen Bauausführungen im Betrage von 
97 593 000 Mark 


1. gemäß § 1 0 mit 500 000 Mark, 
2. gemäß § 2 
fn 10 000 = 
Da 89 500 
zuſammen 599 500 


zu verwenden. 
Für den alsdann noch zu deckenden Reſtbetrag im $ 1 


r eemsee 96 993 500 Mark 
ſowie zur Deckung der Mittel für die im $ 1 unter III bis VI vorgeſehenen 
Bauausführungen und Beſchaffungen uſw. im Betrage von 102 390 000 Mark 
ſind Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatz⸗ 
anweiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur 
Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen 
und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 
Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. > 

Wird von den Beteiligten von der ihnen im $ 1 unter A Abſ. 4 und 5 
eingeräumten Befugnis, ſtatt der unentgeltlichen Bereitſtellung des Grund und 
Bodens die Zahlung einer Pauſchſumme zu wählen, Gebrauch gemacht, ſo erhöht 
ſich die von der Staatsregierung nach § 1 Nr. Ib für den Bau der betreffenden 
Eiſenbahn zu verwendende Summe ſowie die Geſamtſumme des § 1 um die im § 1 
unter A Abſ. 4 bei den einzelnen Linien angegebenen Beträge oder um die nach 
Abſ. 5 von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten feſtgeſetzten Teilbeträge der⸗ 
geſtalt, daß die von den Beteiligten hiernach zu zahlenden Pauſchſummen oder 
Teilbeträge einer Pauſchſumme den vorſtehenden Deckungsmitteln hinzutreten. 


8 4. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen ($ 3), be 
ſtimmt der Finanzminiſter. 
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Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſgamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. n 


8 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $ 1 unter Nr. I bis III 
bezeichneten Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile und auf die unbeweglichen 
inſoweit nicht, als ſie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahnen entbehrlich ſind. 


§ 6. - 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Mr. 11060.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 25. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
E 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von zwölf Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 
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Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten zwölf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverfchrei- 
bungen aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſun⸗ 
gen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen an⸗ 
zugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld- 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz— 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


§ 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz— 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für 
die Eiſenbahnverwaltung, GGeſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Molde, an Bord M. N. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1910. 


(JL. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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